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eingeschränkter Kompetenzen des Bundes in der Bildungspolitik müsste ein großer bildungs-
politischer Wurf eine stärkere Betonung auf die Bildung im frühkindlichen Stadium und die 
Schulbildung legen. Die neue Koalition spricht sich weder für ein verpflichtendes Vorschul-
jahr aus, noch für eine höhere Autonomie der Schulen, noch für einen flexibleren Übergang 
von der Grundschule in das Gymnasium. Hier muss in der Bildungspolitik deutlich nachge-
legt werden. 
 

Eine andere Meinung 

471. Ein Mitglied des Rates, Peter Bofinger, vertritt zu mehreren Positionen, die in diesem 
Kapitel vertreten werden, eine andere Meinung. Sie betreffen 
 
í die Beurteilung der Auswirkungen der in den letzten zehn Jahren betriebenen zurückhal-

tenden Lohnpolitik, 
í die Forderung nach einer Flexibilisierung des institutionellen Regelwerks am Arbeits-

markt, 
í die generelle Ablehnung von Mindestlöhnen, 
í die Forderung nach einer Flexibilisierung des Kündigungsschutzes sowie 
í die Forderung nach der Erhebung von Studienbeiträgen. 

 
Lohnpolitik muss Deflation verhindern 

472. Die Mehrheit des Rates geht in diesem Kapitel davon aus, dass die in der Vergangenheit 
betriebene „moderate Tariflohnpolitik“ zu einer positiven Entwicklung der Beschäftigung 
geführt habe. Ein Vergleich mit europäischen Ländern, die ähnlich hohe Niveaus der Arbeits-
kosten aufweisen wie Deutschland (Finnland, Frankreich, die Niederlande, Österreich und 
Vereinigtes Königreich) zeigt jedoch, dass sich die deutsche Lohnzurückhaltung der letzten 
zehn Jahre nicht ausgezahlt hat (Joebges et al., 2009). Das Wirtschaftswachstum und die Ent-
wicklung der Beschäftigung verliefen in Deutschland mit deutlichem Abstand sehr viel un-
günstiger als in den anderen Ländern der Vergleichsgruppe (Schaubild 42, Seite 300). Dieser 
ernüchternde Befund dürfte darauf zurückzuführen sein, dass Deutschland bei dieser Strategie 
zwar eine weit überdurchschnittliche Exportdynamik erzielen konnte, aufgrund kaum steigen-
der Löhne jedoch mit einer nahezu stagnierenden Binnennachfrage konfrontiert war. Für eine 
große Volkswirtschaft ist es nicht überraschend, dass sich dies per Saldo nachteilig auf die 
gesamtwirtschaftliche Dynamik auswirkt. 
 
473. Dies belegen auch Simulationsrechnungen mit dem makroökonomischen Modell des 
Instituts für Makroökonomie und Konjunkturforschung, Düsseldorf. Hätten sich die Nominal-
löhne im Zeitraum von 1999 bis 2007 an der Produktivität zuzüglich der Zielinflationsrate der 
EZB von knapp 2 vH orientiert, wäre es insgesamt zu einem um 11 vH stärkeren Anstieg der 
Reallöhne gekommen. Bei einer sehr viel weniger ungleichen Einkommensverteilung wären 
das Bruttoinlandsprodukt und die Beschäftigung am Ende um jeweils einen Prozentpunkt hö-
her ausgefallen (Joebges et al., 2009). Von der dynamischeren Binnennachfrage hätte zudem 
der Staatshaushalt ganz erheblich profitiert. 
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Wirtschaftliche Entwicklung in ausgewählten Ländern1)

1999 = 100

1) In der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen. Betrachtete Länder: AT-Österreich, DE-Deutschland, FR-Frankreich, NL-Nieder-
lande, UK-Vereinigtes Königreich.– 2) Inlandskonzept.– 3) Preisbereinigt.– 4) Waren und Dienstleistungen.– 5) Konsumausgaben und Bruttoinvesti-
tionen.

Quelle für eigene Berechnungen: EU
© Sachverständigenrat

Schaubild 42
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474. Die in diesem Jahrzehnt stark zunehmende Exportorientierung und der durch die Lohn-
zurückhaltung stark gestiegene Außenhandelsüberschuss sind auch die Ursache dafür, dass 
die deutsche Wirtschaft von der aktuellen Finanz- und Wirtschaftskrise sehr viel stärker 
getroffen wurde als die meisten der stärker binnenwirtschaftlich ausgerichteten Länder, ob-
wohl diese mit massiven Verwerfungen auf den Immobilienmärkten zu kämpfen hatten. Nach 
Schätzungen des IWF wird in der Gruppe der fortgeschrittenen Volkswirtschaften das Niveau 
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des Bruttoinlandsprodukts im Jahr 2010 nur in Island, Irland und Finnland noch stärker unter 
dem Wert des Jahres 2008 liegen als in Deutschland (Schaubild 43). 
 

1) : IS-Island, E rland FI-Finnland, DE-Deutschland, LU-Luxemburg, IT-Italien, ES-Spanien, JP-Japan, SE-Schweden, AT-Öster-Betrachtete Länder I -I ,
reich, NL-Niederlande, UK Vereinigtes Königreich BE-Belgien, CZ-Tschechische Republik, PT-Portugal, DK-Dänemark, CH-Schweiz, FR-Frankreich,- ,
US-Vereinigte Staaten, GR-Griechenland, NO-Norwegen, CA-Kanada, NZ-Neuseeland, AU-Australien.

Quelle für eigene Berechnung und Schätzung: IWF
© Sachverständigenrat

Schaubild 43

Entwicklung des Bruttoinlandsprodukts für ausgewählte Länderim Zeitraum 2008 bis 2010 1)
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475. Es wäre deshalb gefährlich, den Ausweg aus der Krise in einem internationalen Lohn-
unterbietungswettbewerb zu suchen (Ziffer 434), der nach den Vorstellungen der Mehrheit 
durch eine noch weitergehende Flexibilisierung des institutionellen Regelwerks auf dem Ar-
beitsmarkt gefördert werden soll (Ziffer 437). Schon unter den gegebenen Rahmenbedingun-
gen ist in Deutschland die Tarifbindung wesentlich schwächer ausgeprägt als in anderen EU-
Ländern (Europäische Zentralbank, 2009), und der Anstieg der Löhne ist deutlich hinter der 
Entwicklung in vergleichbaren Ländern zurückgeblieben. Dementsprechend befindet sich 
Deutschland bereits seit längerem in einer deflationsnahen Konstellation. Sie ist durch einen 
durchschnittlichen Anstieg der Kerninflationsrate in der Phase von 1999 bis heute von 1,2 vH 
geprägt, der deutlich unter dem Zielwert der EZB von knapp 2 vH liegt. Aber auch bei den 
Preisen für Immobilien weist Deutschland seit langem eine im internationalen Vergleich un-
gewöhnliche Entwicklung auf (Hilbers et al., 2008). 
 
476. Wie gefährlich es wäre, den Ausweg aus einer schwierigen wirtschaftlichen Konstella-
tion durch Lohnsenkungen zu suchen, verdeutlichen in extremer Form die Erfahrungen 
Deutschlands in der Großen Depression im letzten Jahrhundert. So sank in Deutschland der 
Tarifstundenlohn für männliche Facharbeiter von 101,1 Pfennig im Jahr 1929 auf 78,6 Pfen-
nig im Jahr 1933. Der Index für die Lebenshaltungskosten fiel im gleichen Zeitraum um 
23 vH. Aber auch das weniger dramatische Beispiel Japans in der Phase der letzten zwanzig 
Jahre sollte zu denken geben. Die seit Mitte des letzten Jahrzehnts sinkenden oder kaum zu-
nehmenden Nominallöhne haben das Land in eine hartnäckige Deflation mit einem sehr 
schwachen Wirtschaftswachstum geführt. Bei einem nominalen Bruttoinlandsprodukt, das im 
Jahr 2008 kaum höher war als im Jahr 1996, ist es auch nicht überraschend, dass Japan mit 
einem besonders starken Anstieg der Schuldenstandsquote zu kämpfen hatte. Eine überzogene 
Lohnzurückhaltung, die zu deflationären Entwicklungen führt, gefährdet somit die Stabilität 
der Staatsfinanzen. 
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477. Bei einer steigenden Arbeitslosigkeit und einer ungünstigen Auftragslage ist in vielen 
Unternehmen die Wahrscheinlichkeit nicht gering, dass es im nächsten Jahr verbreitet zu 
Lohnkürzungen kommen wird. Unternehmensumfragen – im Rahmen einer Untersuchung 
des „Wage Dynamics Network“ (WDN), einem Forschungsnetzwerk der nationalen Noten-
banken des Eurosystems und weiterer europäischer Länder – zeigen für den Zeitraum 2003 
bis 2007, dass bei deutschen Unternehmen Lohnkürzungen sehr viel mehr an der Tagesord-
nung sind als bei ihren ausländischen Wettbewerbern (Deutsche Bundesbank, 2009). So ha-
ben in diesem insgesamt wirtschaftlich nicht besonders ungünstigen Zeitraum 15 vH der deut-
schen Unternehmen ihre Löhne gekürzt, im Euro-Raum ohne Deutschland waren es 2,4 vH 
und in den übrigen EU-Ländern 3,8 vH. 
 
478. Aus einzelwirtschaftlicher Sicht ist es nachvollziehbar, wenn Unternehmen bestrebt 
sind, sich über geringere Lohnkosten Wettbewerbsvorteile zu verschaffen. Wenn dies jedoch 
in großem Umfang betrieben wird, besteht die Gefahr einer „japanischen Krankheit“. Dieses 
kollektive Fehlverhalten kann nur durch einen wirksamen Koordinationsmechanismus ver-
hindert werden, wie er durch flächendeckende Branchentarifverträge gegeben ist. Deren 
Wirksamkeit ist allerdings schon durch die in den letzten Jahren vereinbarten Flexibilisierun-
gen auf Betriebsebene erheblich geschmälert worden. Mit der von der Mehrheit des Rates 
geforderten noch weitergehenden Aufweichung des Flächentarifvertrags würde dieser Me-
chanismus seine Funktionsfähigkeit endgültig einbüßen. 
 
Es ist zu begrüßen, dass sich die neue Regierung im Koalitionsvertrag explizit zur Tarifauto-
nomie bekennt als einem hohen Gut, das unverzichtbar zum Ordnungsrahmen der Sozialen 
Marktwirtschaft gehört. 
 
Kein deutscher Sonderweg beim Mindestlohn 

479. Für die in diesem Gutachten von der Mehrheit erneut formulierte Ablehnung von Min-
destlöhnen (Ziffer 439) gelten die von mir bereits in früheren Jahresgutachten vorgebrachten 
Argumente (JG 2006 Ziffern 576 ff. und JG 2008 Ziffer 609). Mindestlöhne in der Form all-
gemeinverbindlicher Tariflöhne oder aber eines flächendeckenden allgemeinen Mindestlohns 
sind in allen hoch entwickelten Ländern die gängige Praxis. Es gibt nach wie vor keine über-
zeugenden Gründe für einen deutschen Sonderweg in dieser Frage. 
 
Kündigungsschutz beibehalten 

480. Für die von der Mehrheit ebenfalls nur kurz angesprochene Forderung nach einer Flexi-
bilisierung des Kündigungsschutzes (Ziffer 438) sei erneut auf ihre eigenen Ausführungen 
im Jahresgutachten 2008 (Ziffern 536 ff.) verwiesen: „Die Literatur gelangt jedoch zu unein-
heitlichen und wenig robusten Ergebnissen, wenn es darum geht, die Beschäftigungswirkun-
gen vereinbarter Kündigungsschutzregeln zu evaluieren“. Aus diesem Grund spricht wenig 
dafür, am Status quo zu rütteln. Von dieser Sichtweise ist auch der Koalitionsvertrag geprägt. 
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Studiengebühren führen nicht zu mehr Hochschulabsolventen 

481. Schließlich wird in den Ausführungen zur Bildungspolitik für die generelle Einfüh-
rung von Studiengebühren geworben (Ziffer  463). Gleichzeitig wird dabei jedoch zutref-
fend festgestellt, dass der Anteil von Personen mit Hochschulabschluss in Deutschland im in-
ternationalen Vergleich eher niedrig ist (Ziffer 448). Doch wenn in Deutschland die Nachfra-
ge nach universitärer Bildung schon zum Nulltarif zu gering ist, spricht wenig dafür, dass sie 
mit der Einführung von Studiengebühren zunehmen wird. Dieser intuitive Befund wird durch 
Studien für die Vereinigten Staaten (McPherson und Schapiro, 1991; Kane, 1994) ebenso ge-
stützt wie durch erste empirische Analysen für Deutschland (Hübner, 2009). Wenn man einen 
höheren Anteil an Studierenden anstrebt, ist die Forderung nach Studiengebühren somit kont-
raproduktiv. 
 
Die Alternative zu Studiengebühren besteht in einem hinreichend progressiv ausgerichteten 
Steuersystem, bei dem der Staat gleichsam als Venture Capital Investor in eine sehr große 
Zahl junger Menschen investiert, wobei er dann von den besonders erfolgreichen Absolventen 
auch in überdurchschnittlicher Weise an den Einkommen beteiligt wird. 
 
Soweit die Meinung dieses Ratsmitglieds. 
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